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Beschluss 

 

 

 

TOP I.7 Umweltrechtliche Verbandsklage 

 

Berichterstattung: Bremen 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister haben die Entwick-

lung der umweltrechtlichen Verbandsklage vor dem Hinter-

grund der Notwendigkeit sowohl einer effektiven Durchsetzung 

des Umweltrechts als auch einer zeitgerechten Herstellung ei-

ner zukunftsfähigen Infrastruktur erörtert.  

 

2. Sie sprechen sich dafür aus, die Aarhus-Konvention und das 

einschlägige Unionsrecht dergestalt anzupassen, dass die ma-

terielle Präklusion und die Beschränkung des gerichtlichen Prü-

fungsumfangs auf umweltbezogene Rechtsvorschriften wieder 

umfassend in das Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz aufgenommen 

werden können.  

 

3. Sie bitten die Bundesregierung, sich hierfür einzusetzen. 

 

 


